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Gemeinde Apfeldorf 
„Mischgebiet an der Alpenstraße“  
 
Die Gemeinde Apfeldorf erlässt gemäß § 2 Abs. 1 und §§ 9, 10 des Baugesetzbuches -BauGB- in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.9.2004 (BGBl. S. 2414) zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808), Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern –GO- in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22.8.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Art. 17a Abs. 2 des 
Gesetzes vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 335), Art. 81 der Bayerischen Bauordnung –BayBO- in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des Ge-
setzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 375), der Baunutzungsverordnung –BauNVO- in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1057), dem Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2193) und dem Bayerisches Naturschutzgesetz (Bay-
NatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezem-
ber 2016 (GVBl. S. 372) diesen Bebauungsplan als Satzung.  
 

A. Festsetzungen durch Text 
1. Art der baulichen Nutzung; § 9 Abs. 1 Nr. 1. BauGB 

Die Bauflächen werden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 6 BauNVO als 
„Mischgebiet“ festgesetzt. Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungs-
stätten sind nicht zulässig (auch nicht als Ausnahme). Im MI2 sind keine Vorha-
ben im Sinne des § 6 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO zulässig. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung; § 16 BauNVO 
2.1 Die Summe der Grundfläche (GR) aller Gebäude in dem durch Baugrenzen 

gebildeten Bauraum darf 1.000 qm nicht überschreiten, davon gilt für Vorhaben 
im Sinne des § 6 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO eine GR von max. 300 qm.  
Die gesamte versiegelte Fläche im Mischgebiet (inkl. Gebäude, Anlagen im 
Sinne von § 19 Abs. 4 BauNVO und sonstige Flächen) darf 2.000 qm nicht 
überschreiten. 
Es gilt (bezogen auf den gesamten durch die Baugrenzen gebildeten Bauraum) 
eine maximale Geschossfläche (GF) für Gebäude von 2.000 qm, davon für 
Vorhaben im Sinne des § 6 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO eine GF von 500 qm.  

2.2 Zahl der Vollgeschosse 
maximal drei Vollgeschosse als Höchstgrenze 

 
3. Bauweise; § 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB und § 22 BauNVO 

Es wird die offene Bauweise festgesetzt.  
 
4. Baugrenzen, Abstandsflächen 
4.1 Alle Gebäude und bauliche Anlagen, von denen Wirkungen wie von Gebäuden 

ausgehen, dürfen grundsätzlich nur innerhalb der in der Planzeichnung einge-
tragenen Baugrenzen errichtet werden.  
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind mit einer Gesamtfläche 
von max. 50 qm auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 

4.2 Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO i.V.m. mit der gemeindlichen Satzung 
über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe sind in ihrer jeweiligen Fas-
sung einzuhalten. 

 
5. Bauliche Gestaltung der Gebäude, Garagen und sonstigen Nebengebäude 
5.1 Für die zulässige Höhe der Gebäude gilt: 

Die Höhe des Schnittpunkts der Außenwand mit der Oberkante Dachhaut an 
der traufseitigen Außenwand (nachstehend „Wandhöhenoberkante“) darf ma-
ximal auf eine Höhe von 704,00 m üNN-Höhe liegen. Die Wandhöhenoberkante 
darf darüber hinaus im MI1 für Gebäude/Gebäudeteile soweit sie der Wohnnut-
zung dienen, maximal auf einer Höhe von 708,00 m üNN liegen. Hinweis: Dem-
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nach dürfen Geschosse, deren Wandhöhenoberkante zwischen 704 m üNN 
und 708 m üNN. liegt, somit ausschließlich der Wohnnutzung dienen. Für diese 
Gebäude/Gebäudeteile gilt zudem, dass die Firsthöhe max. 711,0 m üNN. lie-
gen darf. 
Für haustechnische Anlagen erforderliche Dachaufbauten dürfen die festge-
setzte Höhen um bis zu 2,5 m überschritten werden, sofern diese um mindes-
tens das Maß ihrer Höhe von der Außenwand zurückversetzt sind. Diese sind 
baulich durch Mauern oder Verkleidungen einzufassen. 
Hinweis: Durch die sich aus dem Sichtdreieck ergebenden Einschränkungen 
kann die vorgenannte zulässige Wandhöhe u.U. nicht im gesamten Bauraum 
realisiert werden. 

5.2 Folgende Dachformen sind zulässig: 

 Flachdach als extensiv begrüntes Dach (siehe 9.2) mit einer Dachnei-
gung von max.3°. 

 Pultdach mit einer Dachneigung von 10°-15° 

 Satteldächer mit einer beidseitig gleichen Dachneigung von 22°-38°  
Für Gebäude-/Gebäudeteile die (auch) der Wohnnutzung dienen, ist nur Sattel-
dach zulässig. 

5.3. Für Gebäude/Gebäudeteile, die der Wohnnutzung dienen, gilt: Es sind, soweit 
die Dächer nicht als In-Dach-Solaranlage ausgeführt werden, naturrote Dach-
ziegel oder ziegelrote Dachsteine zu verwenden.  
Für Außenwandflächen ist Putz mit hellem Anstrich oder naturfarbig behandel-
tem Holz zu verwenden.  

5.4 Für alle Gebäude gilt: Fassadenlängen über 20m sind durch architektonische 
Maßnahmen (z.B. Gebäudeversatz, senkrechte Fensterbänderungen, farbliche 
Gestaltung, Holzschalung etc.) zu gliedern. 

 
6. Fläche und Anzahl der Stellplätze und Garagen auf den Baugrundstücken 
6.1 Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Apfeldorf. 
6.2 Tiefgaragen und Stellplätze sind nur innerhalb des durch Baugrenzen gebilde-

ten Bauraums und der dafür vorgesehenen Flächen zulässig. 
6.3 Eine Zufahrt zu den als Mischgebiet ausgewiesenen Flächen ist ausschließlich 

an den gekennzeichneten Stellen zulässig.  
6.4 Stellplätze sind nur mit wasserdurchlässigem Belag zulässig (z.B. Schotterra-

sen, Pflasterrasen, Rasengittersteine etc.). 
 

7. Einfriedungen 
Einfriedungen sind nicht zwingend vorgeschrieben. Entlang der öffentlichen 
Straßenfront können nur Holzzäune oder Maschendrahtzäune verwendet wer-
den. Die Höhe beträgt max. 1,00 m über OK Gelände, gemessen am Fahrbahn-
rand. Im westlichen Einfahrtsbereich gilt eine Höhe von max. 1,80 m. 
Zaunsockel sind nicht zulässig. Der Zaun ist mit einer Bodenfreiheit von 10 - 15 
cm auszuführen (Durchlässigkeit für Kleintiere) 
 

8. Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind nur zulässig als Hinweis auf die Gebäudenutzung (Art der 
Nutzung oder Name des Betriebs). 
Die Oberkante der Webeanlagen an oder in Verbindung mit Gebäuden darf 
nicht höher als die Attika / Traufe sein. 
Auf die Wandflächen gesetzte Werbeanlagen dürfen eine Ansichtsfläche von 5 
% der jeweiligen Fassadenfläche, max. jedoch 12 m² nicht überschreiten. An 
der Wand befestigte, herauskragende Werbeanlagen dürfen eine maximale An-
sichtsfläche nicht überschreiten. Werbeanlagen sind dem Gebäude anzupassen 
und unterzuordnen. 
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Die Beleuchtung der Werbeanlagen muss blendungsfrei hergestellt werden. 
Blink-, Wechsel- oder Reflexbeleuchtung sowie laufende Schriften sind unzu-
lässig. 
Werbung auf oder an Dächern sind unzulässig. 
Darüber hinaus sind auf dem Gelände maximal ein freistehender Werbeträger 
je Grundstücksseite, an den Straßen zulässig, dessen Höhe 3,0 m nicht über-
schreitet. 
Werden aus Werbegründen auch Firmenflaggen gehisst, so wird zur Vermei-
dung unnötiger Belästigungen festgesetzt, dass Seile und Antriebe innerhalb 
des Mastes zu verlegen sind. 
 

9. Grünordnung 
9.1 Die unbebauten Flächen, soweit sie nicht als Geh-, Fahrfläche oder als Stell-

plätze für Kraftfahrzeuge oder als Lagerplätze angelegt sind, sind gärtnerisch 
zu gestalten. Schotter- und Steingärten sind unzulässig. 

9.2 Flachdächer sind mit Ausnahme von den erforderlichen haustechnischen Anla-
gen und Terrassenbeläge zu begrünen. Es ist darauf zu achten, dass mindes-
tens 60 % der Flachdachfläche extensiv oder intensiv begrünt sind. 

9.3 Die in der Planzeichnung als zu erhaltend gekennzeichneten Bäume bzw. Ge-
hölze sind zu erhalten. Insbesondere ist der gesamte Gehölzbestand auf der 
Ostseite gänzlich zu erhalten. 
Bei Ausfall ist artgleich nach zu pflanzen. 

9.4 Der niedrigwüchsige kiesige Südhang südlich der privaten Verkehrsfläche ist 
nach Möglichkeit zu erhalten. Sofern dies nicht möglich ist, ist im Planungsge-
biet ein Totholzhaufen sowie en Lesesteinriegel als Reptilienhabitat anzulegen.  
 

10. Immissionsschutz 
10.1 Im Baugebiet sind Vorkehrungen zum Schutz vor Lärmimmissionen aus Ver-

kehrs- und Gewerbelärm nach der DIN 4109 zu treffen. Nach der Technischen 
Anleitung zum Schutz vor Lärm ist in Mischgebieten tagsüber nur 60 Dezibel 
und nachts 45 Dezibel zulässig. 
Betriebstätigkeiten innerhalb der jeweiligen gewerblichen Nutzungseinheiten ist 
nur im Tagzeitraum zwischen 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr zulässig. Gleiches gilt für 
LKW, Dieselstapler und PKW für gewerbliche Zwecke auf dem Betriebsgelän-
de. 
Unnötiges Laufen lassen von Fahrzeugmotoren, Autoradios auf und vor dem 
Betriebsgrundstück ist zu vermeiden. 
 

10.2 Es ist nur die Errichtung solcher Luftwärmepumpen zulässig, deren ins Freie 
abgestrahlte Schallleistung 55 dB(A) nicht überschreitet. Luftwärmepumpen, die 
diesen Schallleistungspegel nicht einhalten können, sind entweder im Gebäude 
zu errichten oder entsprechend zu dämmen. Es wird auf den Leitfaden des 
Landesamtes für Umwelt „Tieffrequente Geräusche bei Biogasanlagen und 
Luftwärmepumpen (Auszug Teil III“ vom Februar 2011 verwiesen. 
(http://www.lfu.bayern.de/laerm/luftwaermpumpen/doc/tieffrequente_geraeusch
e_teil3_luftwaermepumpen.pdf)“ 
 

11. Sonstiges 
11.1 Telekommunikations-, und Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 
11.2 Das anfallende Niederschlagswasser ist zu versickern (siehe B.5). 
11.3 Der Geländeverlauf an den zu errichtenden Gebäude muss mindestens auf 

dem Niveau des heutigen Geländes liegen. Eine weitere Abgrabung (im Ver-
gleich zum heutigen Geländeverlauf) ist nicht zulässig. Eine Auffüllung ist bis 
auf das Niveau der angrenzenden Alpenstraße zulässig,  

http://www.lfu.bayern.de/laerm/luftwaermpumpen/doc/tieffrequente_geraeusche_teil3_luftwaermepumpen.pdf
http://www.lfu.bayern.de/laerm/luftwaermpumpen/doc/tieffrequente_geraeusche_teil3_luftwaermepumpen.pdf
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B. Festsetzungen durch Planzeichnung 

1. Grenze des Geltungsbereichs     _ _ _ _ 
 
2. Mischgebiet 

3. Baugrenze         __ 
4. Flächen für Stellplätze        - - - - - - - - 
 
5. Abgrenzung von Flächen mit unterschiedlicher zulässiger  

Nutzung 
 
6. Straßenverkehrsflächen         
 
7. private Verkehrsflächen         
 
8. Straßenbegrenzungslinie  
 
9. Straßenbegleitgrün 
 
 
10. zu erhaltende Gehölzgruppe 

 
11. zu erhaltender Baum 

 
12. verbindliche Maßangabe in Meter maximal  

 
13. Anbauverbotszone gemäß Art. 23 Abs. 1 BayStrWG 

 Hier ist die Errichtung baulicher Anlagen und notwendiger  
Stellplätze unzulässig. Ausnahmen können im Rahmen des  
Art. 23 Abs. 2 BayStrWG zugelassen werden. 

 

14. Sichtfeld 
Im Bereich der Sichtfelder ist gemäß  
Art. 26 BayStrWG eine Bebauung nur zulässig, sofern die darüber hinweg verlau-
fenden Sichtachsen nicht beeinträchtigt werden.  

15. Einfahrtsbereich      
 

C.  Hinweise durch Planzeichen  
 
Bestehende Grundstücksgrenzen 
 
Flurnummer         363 
 
Vorhandene Gebäude und Nebengebäude       

MI 

3 



Maßstab 1:1000
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Seite 5: Planzeichnung
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Bebauungsplan "Mischgebiet an der Alpenstraße"

Kein amtlicher Lageplan, nur für dienstliche Zwecke. Zur Maßentnahme nur bedingt geeignet!
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VG Reichling
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D. Hinweise durch Text 
 
1. Diesem Bebauungsplan liegen amtliche Vermessungspläne zugrunde. Es kön-

nen Maßungenauigkeiten durch Vervielfältigungen bestehen. 
2.  Die Erwerber, Besitzer und Bebauer der Grundstücke im Planbereich haben die 

landwirtschaftlichen Emissionen (Lärm-, Geruchs- und Staubeinwirkungen) der 
angrenzenden landwirtschaftlich ordnungsgemäß genutzten Flächen unentgelt-
lich zu dulden und hinzunehmen. Die Belastungen entsprechen hierbei den üb-
lichen dörflichen Gegebenheiten und sind mit dem "ländlichen Wohnen" verein-
bar.  
Besonders wird darauf hingewiesen, dass mit zeitweiser Lärmbelästigung (Ver-
kehrslärm aus dem landwirtschaftlichen Fahrverkehr) auch vor 6:00 Uhr mor-
gens zu rechnen ist. Zudem sind sonstige Lärmbeeinträchtigungen während der 
Erntezeit auch nach 22:00 Uhr zu dulden. 

3. Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen 
unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 DSchG und müssen unverzüglich dem 
Bayer. Landesamt für Denkmalpflege gemeldet werden. 

4. Aufgrund möglicherweise auftretender Staunässe wird empfohlen, Kellerge-
schosse wasserundurchlässig auszubilden. 

5. Für die Versickerung nicht verunreinigten Niederschlagswassers gelten grund-
sätzlich die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die 
Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRENGW). 
Gesammeltes Niederschlagswasser ist danach über eine bewachsene Oberbo-
denschicht flächenhaft zu versickern. 
Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Sickermulden aus Platz-
gründen nicht verwirklicht werden, so ist eine linienförmige Versickerung über 
Rigolen oder Sickerrohre anzustreben. 
Die punktuelle Versickerung über Sickerschächte ist nur anzuwenden, wenn 
zwingende Gründe eine der vorgenannten Lösungen ausschließen. 
Bei einer unterirdischen Versickerungsanlage ist in jedem Fall eine ausreichen-
de Vorreinigung vorzuschalten. Bei der Planung und Ausführung der Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlagen sind die Grundsätze der Regenwasserbe-
wirtschaftung in Siedlungen gern. ATW-DVWK Merkblatt M 153 zu beachten.  
Ist eine Versickerung nicht möglich, so gilt A. 9.3. 

6. Zur Gartenbewässerung werden Regenwasserzisternen mit Überlauf empfoh-
len. 

7. Der Einsatz von alternativen Energiequellen (Sonnenkollektoren, Wärmepum-
pen) wird empfohlen. 

8. Hinweise zur Grünordnung 
8.1 Für die nach den Festsetzungen zu pflanzenden Gehölze werden folgende Ar-

ten empfohlen (soweit möglich sind nur autochthone Gehölze zu verwenden): 
  

 Artenliste 1: Laubbäume 
 Acer campestre  - Feldahorn 
 Acer platanoides  - Spitzhorn 
 Acer pseudoplatanus - Bergahorn 
 Betula verrucosa  - Sandbirke 
 Carpinus betulus  - Hainbuche 
 Fagus sylvatica  - Rotbuche 
 Prunus avium  - Wildkirsche 
 Quercus robur  - Stieleiche 
 Sorbus aucuparia  - Vogelbeere 
 Tilia cordata  - Winterlinde 
 Obstbäume als Hochstamm, lokaltypische Sorten 
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Artenliste 2: Sträucher: 
 Amelanchier rotundifolia - Gewöhnliche Felsenbirne 
 Cornus mas  - Kornelkirsche 
 Cornus sanguinea - Hartriegel 
 Corylus avellana  - Haselnuss 
 Crataegus monogyna - Weißdorn 
 Ligustrum vulgare - Liguster 
 Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
 Rhamnus cathartica - Kreuzdorn 
 Sambucus nigra  - Holunder 
 Viburnum lantana  - Schneeball 
 und andere standortheimische Wildsträucher 

8.2 Pflanzabstände:  
Entlang der Nachbargrenzen sind folgende Pflanzabstände einzuhalten:  
Bäume und Sträucher über 2 m Wuchshöhe: mind. 2 m.  
Sofern Nachbarn sich einigen, können die gesetzlichen Mindestabstände unter-
schritten werden. Dadurch können unmittelbar an den  Grundstücksgrenzen z.B. 
hochstämmige Bäume gepflanzt werden. An Straßen müssen keine Grenzab-
stände eingehalten werden. 

8.3 Hausfassaden sollten nach Möglichkeit mit Kletterpflanzen (Selbstklimmer  oder 
Schlinger mit Steighilfe) begrünt werden. 

8.4 Bestehende Gehölze, die erhalten werden, sind während Baumaßnahmen ent-
sprechend den einschlägigen Vorschriften zu schützen (DIN 18920: Schutz von 
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen). Der 
Wurzelbereich der zu erhaltenden Bäume (Bereich der Kronentraufe) ist zum 
Schutz gegen mechanische Schäden während der Baumaßnahme mit einem 
Bauzaun einzuzäunen. 

8.5 Zur Vermeidung von Verstößen gegen artenschutzrechtliche Tatbestände im 
Sinne des § 44 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 in Verbindung mit § 5 BNatschG dürfen Ge-
hölzrodungen nur außerhalb der Vogelbrutzeit und somit nur im Winterhalbjahr 
zwischen 1. Oktober und 29. Februar durchgeführt werden. 

9. Auf einen sparsamen Umgang mit Boden, u.a. während der Bauzeit, gemäß § 
202 BauGB sowie DIN 18915 und DIN 19731 wird hingewiesen. Bei erforderli-
chen Erdbewegungen ist der Mutterboden innerhalb des Grundstücks fachge-
recht zur Wiederverwendung zwischen zu lagern. 

10. Sofern beim Aushub belastetes oder verunreinigtes Material vorgefunden wird, 
ist dies unverzüglich dem Landratsamt Landsberg am Lech mitzuteilen. Es ist 
einer geordneten Entsorgung zuzuführen. Zur Auffüllung des Geländes darf nur 
nicht verunreinigter natürlicher Bodenaushub ohne Humus verwendet werden, 
der nachweislich unbedenklich ist. 
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E. Verfahrensvermerke 
 

1. Der Aufstellungsbeschluss wurde in der Sitzung am 22.04.2020 gefasst und am 
29.04.2020 ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Planentwurf (noch unter der Be-
zeichnung „Bebauungsplan Feuerwehrhaus“) in der Fassung vom 28.04.2020 
fand in der Zeit vom 30.04.2020 bis 28.05.2020 statt.  

3. Die frühzeitige Behördenbeteiligung zum Planentwurf (noch unter der Bezeich-
nung „Bebauungsplan Feuerwehrhaus“) in der Fassung vom 28.04.2020 fand 
mit Schreiben vom 28.04.2020 (Frist zur Äußerung 28.05.2020) fand in der Zeit 
vom 30.04.2020 bis 28.05.2020 statt.  

4. Den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zum Planentwurf in der Fassung vom 
31.05.2022 (nun unter der neuen Bezeichnung „Mischgebiet an der Alpenstra-
ße“ hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 31.05.2022 gefasst. 

5. Die Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 2 BauGB) zum Bebauungsplanentwurf 
mit Begründung in der Fassung vom 31.05.2022 erfolgte mit Schreiben vom 
29.06.2022 für die Dauer eines Monats. 

6. Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs in der Fassung vom 
31.05.2022 hat in der Zeit vom 12.07.2022 bis 12.08.2022 stattgefunden (§ 3 
Abs. 2 BauGB); Bekanntmachung: 04.07.2022. 

7. In der Sitzung vom 14.09.2022 hat der Gemeinderat eine geänderte Fassung 
gebilligt. 

8. Die Beteiligung der Behörden (§ 4a Abs. 3, §4 Abs. 2 BauGB) zum geänderten 
Bebauungsplanentwurf mit Begründung in der Fassung vom 14.09.2022 erfolg-
te mit Schreiben vom ________.2022 für die Dauer eines Monats. 

9. Die (verkürzte) öffentliche Auslegung des geänderten Bebauungsplanentwurfs 
in der Fassung vom 14.09.2022 hat in der Zeit vom 26.09.2022 bis 10.10.2022 
stattgefunden (§ 4a Abs. 3, § 3 Abs. 2 BauGB); Bekanntmachung: 19.09.2022. 

10. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan in der Fassung vom 14.09.2022 
wurde vom Gemeinderat am ______ gefasst (§ 10 BauGB). 

 
Apfeldorf, den _______ 
 
 
Gerhard Schmid,  
Erster Bürgermeister 
 
11. Die ortsübliche Bekanntmachung über den Abschluss des Verfahrens zum Be-

bauungsplan erfolgte am _______  dabei wurde auf die Rechtsfolgen der  
§§ 44 und 215 BauGB sowie auf die Einsehbarkeit des Bebauungsplans hinge-
wiesen. Mit der Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in der Fassung vom 
14.09.2022 in Kraft (§ 12 BauGB). 

 
Reichling, den _________ 
 
 
Hentschke,  
Verwaltungsrat 
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F. Begründung zum Bebauungsplan „Mischgebiet an der Alpenstraße“ 
 
I. Bestehende bauliche und planungsrechtliche Situation  
 
Das Planungsgebiet liegt am Südrand des Ortsteils Oberapfeldorf und umfasst im 
Wesentlichen ein gemeindliches Grundstück (Größe ca. 5.000 qm), das aufgrund 
von Kiesgewinnung teilweise abgegraben wurde. Das vorgesehene Baufenster um-
fasst in etwa die Sohle der bestehenden Abgrabung. Es ist insbesondere durch eine 
Böschung am Ostrand gekennzeichnet. Die Böschung setzt sich am Nord- und Süd-
rand fort, wird aber immer weniger hoch, bis das Gelände im Westen eher die Höhe 
der angrenzenden Staatsstraße aufweist: 
 

 
 
 
Auf der Sohle der Abgrabung ist seit geraumer Zeit der Wertstoffhof situiert und da-
mit bereits baulich geprägt. Ob dieser Wertstoffhof noch dem Bebauungszusammen-
hang nach § 34 BauGB angehört, ist offen. Möglicherweise gehört die Fläche dem 
baulichen Außenbereich (§ 35 BauGB) an, ist aber durch die bestehende Nutzung 
bereits erheblich baulich vorgeprägt. 
Im Flächennutzungsplan, der parallel geändert wird (9. Änderung des Flächennut-
zungsplans) ist die Fläche als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 
 
Das Planungsgebiet liegt sowohl an der Hauptstraße (St 2055) als auch an der Al-
penstraße an und ist damit bereits gut erschlossen. 
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II. Ziele der Planung/alternative Planungsmöglichkeiten  
 
Auf dem planungsgegenständlichen Standort wurde zunächst die Aufstellung eines 
Bebauungsplans für ein neues Feuerwehrhaus begonnen. Da dieser Standort für die 
Bedürfnisse der Feuerwehr zu klein ist, wird diese Planung in dieser Form nicht mehr 
weiterverfolgt. Stattdessen wird die Planung nun mit dem neuen Ziel fortgesetzt, dort 
ein Mischgebiet auszuweisen. Hierfür sind folgende Erwägungen ausschlaggebend: 
 
In der Gemeinde Apfeldorf besteht ein nennenswerter Bedarf an Wohnbauflächen 
und gewerblichen Bauflächen.  
Während die Gemeinde in die Vergangenheit den Bedarf an Wohnbauflächen gut 
decken konnte, war dies für den Bereich gewerblicher Nutzungen nicht der Fall. 
Bereits seit längerem versucht die Gemeinde Flächen für ein Gewerbegebiet auszu-
weisen. Die entsprechenden Planungen reichen in die 90er Jahre des vorigen Jahr-
hunderts zurück. Bei der damaligen Aufstellung des Flächennutzungsplans wurde 
letztendlich die Genehmigung für eine Gewerbefläche versagt.  
Einen neuerlichen Versuch hat die Gemeinde mit der 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans unternommen, zu der der Aufstellungsbeschluss am 2009 gefasst wurde. 
Diesem Aufstellungsbeschluss ging eine umfangreiche Standortuntersuchung vo-
raus. Die Ausweisung eines Gewerbegebietes scheiterte aber daran, dass es keinen 
Standort gab, der verfügbar, angebunden im Sinne des LEPs und an das überörtli-
che Straßennetz (St 2055) anschließbar war.  
Um den dringendsten Bedarf der örtlichen Gewerbebetriebe zu decken, hat die Ge-
meinde dann jeweils situationsbezogen kleinräumlich reagiert, z.B. durch Aufstellung 
des Bebauungsplans „Beim Lagerhaus“ (u.a. zur Erweiterung eines Maschinenbau-
betriebes an der Hauptstraße) oder des Bebauungsplans „Gewerbegebiet ehemali-
ges Lagerhaus“ (zur Sicherung eines örtlichen Baggerbetriebes). Da auch ein jüngs-
ter Versuch, gewerbliche Bauflächen (nach vorangegangener Aktualisierung der 
Standortuntersuchung) für ein größeres Gewerbegebiet keine Aussichten ergeben 
hat (auch nicht als interkommunales Gewerbegebiet), geht die Gemeinde mit der vor-
liegenden Planung den Weg weiter, bedarfsbezogen kleinräumlich entsprechendes 
Baurecht für den vorhandenen Bedarf zu schaffen. Dies nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund, dass die aktualisierte Standortuntersuchung das Ergebnis gebracht hat, dass 
diese Fläche die einzige ist, die folgende zentrale Kriterien für eine gewerbliche Nut-
zung erfüllt: 

- gut angebunden ans überörtliche Verkehrsnetz 
- angebunden an bestehende Siedlungsstrukturen 
- rasch realisierbar 

Ähnlich wie bei der bereits angesprochenen Planung „Beim Lagerhaus“ soll die Pla-
nung aber nicht nur eine gewerbliche Nutzung ermöglichen, sondern auch den wei-
terhin vorhandenen Bedarf an Wohnraum decken. Die Planung knüpft an die seit 
jeher in den gewachsenen Dorfkernen vorhandene Mischung aus Wohnen und Ar-
beiten an und sieht daher auch eine Mischnutzung von Wohnen und Gewerbe vor. 
Dabei soll die entstehende(n) Wohnung(en) explizit nicht nur Betriebsleiter und Auf-
sichtspersonal dienen, sondern darüber hinaus auch anderen Personen dienen kön-
nen (z.B. Mitarbeitern etc.). 
Den Bedarf für Wohnbauflächen hat die Gemeinde entsprechend der Auslegungshil-
fe zum LEP ermittelt und mit Beschluss des Gemeinderats vom 14.09.2022 festge-
stellt. 
 
Gleichwertige alternative Planungsmöglichkeiten sind nicht vorhanden. Insbesondere 
ist nach wie vor für gewerbliche Nutzung kein Standort vorhanden, der an bestehen-
de Siedlungen angebunden und durch überörtliche Straßen gut erreichbar ist. Alter-
native wäre natürlich grundsätzlich das Unterlassen der Planung, allerdings könnte 
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die Gemeinde dann nicht einmal den Bedarf eines einzigen örtlichen Gewerbebetrie-
bes decken. Zudem müsste der vorhandene Bedarf an Wohnungen dann anderweitig 
gedeckt werden. 
 
III. Begründung der einzelnen Festsetzungen 
 
a) Art der baulichen Nutzung 

Siehe hierzu die Ausführung in Punkt I. Ziele der Planung 
b) Maß der baulichen Nutzung 

Da das Planungsgebiet im Wesentlichen nur ein Grundstück umfasst, erfolgt die 
Festsetzung der überbaubaren Fläche bezogen auf den konkreten durch Bau-
fenster gebildet Bauraum, und zwar in absoluten Maßen. Die Festsetzung ist so 
zu verstehen, dass auch bei einer grundbuchrechtlichen Teilung des Bauraums 
es bei der festgesetzten Grund-/Geschossfläche bleibt und nicht dann jeweils 
z.B. zweimal von der überbaubaren Fläche Gebrauch gemacht werden kann. 
Die vorgegebene GR entspricht bleibt hinter der heute vorhandenen versiegel-
ten Fläche zurück, so dass durch die Planung keine zusätzliche weitere Fläche 
versiegelt werden kann. Sofern heute noch nicht versiegelte Flächen neu ver-
siegelt werden sollen, müssen dem zufolge dann andere Flächen entsiegelt 
werden.  
Die Festlegung eines Kontingents für an Grund-/Geschossfläche für Wohnnut-
zung soll den Gebietscharakter sichern und gewährleisten, dass die bauliche 
Nutzung nicht in Richtung des Wohngebäudes kippt. Auch die angrenzende 
Bebauung ist von einer Mischnutzung geprägt. 

c) Zulässige Höhenentwicklung 
Die Planung sieht zwar die Möglichkeit von drei vollgeschossen vor, allerdings 
sichert die Festsetzung des jeweiligen oberen Abschlusses der Wand mit der 
Angabe von absoluten Höhen über Normalnull, dass sich die entstehenden Ge-
bäude ins Ortsbild einfügen. 
Die gewählte festgesetzte Höhe entspricht von der Alpenstraße (die Straßen-
höhe liegt da ca. 704 m üNN) her betrachtet einer Bebauung in der Höhe klas-
sischer Gebäude „E+1“ (wie sie z.B. auch die entlang der Alpenstraße verein-
zelt vorhandenen ehemaligen landwirtschaftlichen Hofstellen aufweisen). 
Unterhalb dieses festgesetzten oberen Wandabschlusses ist der Bauherr relativ 
frei, die Verteilung der Geschosse zu gestalten. Sofern dadurch z.B. ein Unter-
geschoss zum dritten Vollgeschoss würde, wäre dies ortsplanerisch aber un-
problematisch. 

d) Dachformen/Dachmaterial/Fassadengestaltung 
Die Vorgaben zu den erlaubten Dachformen, Dachmaterialien und Fassaden-
gestaltung knüpfen an die historisch überlieferten Baumaterialien an und ge-
währleisten damit eine Einbindung ins Ortsbild. Umgekehrt bleiben dem Bau-
herrn insbesondere für gewerbliche Bauteile auch weite Freiheiten, was auf-
grund der Situierung des Bauraums (stark umgeben von Böschungen) gut ver-
tretbar ist. 

 
IV. Umweltbericht 
 
1. Lage 
Das Gebiet liegt am Südrand des Ortsteils Oberapfeldorf.  
 
Schutzgebiete nach dem Bundesnaturschutzgesetz oder dem Bayerischen 
Naturschutzgesetz sind im Gebiet ebenso wenig ausgewiesen wie Wasser-
schutzgebiete.  
In der Biotopkartierung ist für das Planungsgebiet ein Biotop eingetragen, was 
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in der Realität allerdings nicht vorhanden ist. Diese Fläche ist weitgehend as-
phaltiert oder aufgekiest.  
Die Artenschutzkartierung enthält für das Gebiet keine Einträge. 
Es besteht kein Wald im Sinne des Bayerischen Waldgesetzes. 
Am Ostrand besteht ein Gehölz, das aus naturschutzfachlichen Gründen er-
halten werden soll. Im Bebauungsplan ist dieses Gehölz dementsprechend als 
zu erhalten festgesetzt. Es dienst als wirksame Eingrünung des Geländes, als 
Rückzugs-, Nahrungs- und Fortpflanzungshabitat für Vögel, Insekten und 
Kleinsäuger. 
Südlich der Auffahrtsrampe von der Alpenstraße in die Abbausohle weist das 
Plangebiet einen niedrigwüchsigen kiesigen Südhang für Reptilien und wär-
meliebende Insekten wie Heuschrecken auf. 
 
Altlastenverdachtsflächen und kartierte Altlasten sind im Geltungsbereich nicht be-
kannt. 
 
2. Größe 
Die als Mischgebiet vorgesehene Fläche hat eine Größe von ca. 5.000 qm. 
 
3. Gefälle 
Die Alpenstraße liegt auf ca. 704 m üNN, das Gelände der östlichen Grundstücks-
ausfahrt ca. 696,5 m üNN. Der Höhenunterschied beträgt damit von Ost nach West 
ca. 7,5 m. 
 
4. Umweltbelange 
Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter werden nachstehend aufgezeigt und 
bewertet: 
 
Schutzgut Boden 
Der Bodenaufbau stellt sich wie folgt dar: 
Durch die Abgrabung wurde der Boden bereits erheblich verändert. Der Natur einer 
Kiesgrube entsprechend handelt es sich um kiesigen Boden. 
Wiederauffüllungen durch Aushub oder gar Abfall ist der Gemeinde in Bezug auf die-
se Fläche nicht bekannt. 
 
Die Sohle der Kiesgrube und die Zu- und Abfahrtswege sind derzeit weitgehend as-
phaltiert oder faktisch wassergebunden versiegelt. 
Die gesamte heute bereits versiegelte Fläche im künftigen Mischgebiet beträgt der-
zeit ca. 2.100 qm. 
Im Bebauungsplan wird als Obergrenze für die versiegelte Fläche ein Maß von 
höchstens 2.000 qm festgeschrieben, so dass es gegenüber heute zu keiner weite-
ren Versiegelung kommt. 
Nennenswerte Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind damit mit der Planung 
nicht verbunden. 
 
Schutzgut Wasser  
Hauptvorfluter des Planungsraumes ist der Lech ca. 2.000 m westlich des Plange-
bietes. Im Gebiet selbst sind keine natürlichen oder künstlichen Fließ- oder Stillge-
wässer vorhanden.  
 
Grundsätzlich führt eine Bebauung zu Beeinträchtigungen des Oberflächenwasser-
abflusses durch die Versiegelungen. Allerding wird die versiegelte Fläche gegenüber 
heute nicht vermehrt. Im Gegenteil kann es durch folgende Festsetzungen zu einer 
möglicherweise sogar leichten Verbesserung kommen: 
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- Empfehlung der Nutzung des Dachwassers zur Gartenbewässerung 
- Verwendung von wasserdurchlässigen Belägen, soweit technisch möglich, 

bei Verkehrsflächen (Parkplätze, Wege) 
 
Schutzgut Klima/ Luft 
Über dem bisherigen Wertstoffhof mit seinen asphaltierten Flächen entsteht bislang 
nachts kaum Kaltluft. Der Verlust von Kaltluftentstehungsflächen ist durch die Pla-
nung nicht zu befürchten.  
Folgende Minimierungsmaßnahmen sind vorgesehen:  

- Dachbegrünung: Soweit begrünte Flachdächer (die ausdrücklich für gewerbli-
chen Gebäudeteile zugelassen sind, da ja meist einen größeren Flächenbe-
darf haben) entstehen, kommt es möglicherweise zu einer Verbesserung des 
Kleinklimas gegenüber dem jetzigen Stand. 

 
Schutzgut Arten und Lebensräume 
Am Ostrand des Plangebiets besteht ein Gehölz, das aus naturschutzfachli-
chen Gründen erhalten werden soll. Es dient als wirksame Eingrünung des 
Geländes, als Rückzugs-, Nahrungs- und Fortpflanzungshabitat für Vögel, 
Insekten und Kleinsäuger. 
Südlich der Abfahrtsrampe von der Alpenstraße in die Abbausohle weist das 
Plangebiet einen niedrigwüchsigen Südhang für Reptilien und wärmeliebende 
Insekten wie Heuschrecken auf. 
 
Folgende Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen sind vorgesehen:  

- Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass das Gehölz am Ostrand zu er-
halten ist. Das gleiche gilt für das Gehölz am Nordwestrand des Plan-
gebiets.  

- Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass die Kiesböschung zu erhalten 
ist oder (falls dies nicht möglich ist), ersatzweise Reptilienhabitate an-
zulegen sind (Ziffer A.9.4)  

Aufgrund des vermiedenen Eingriffs bzw. der ersatzweisen Anlegung von 
Reptilienhabitaten sind keine nennenswerten verbleibenden Auswirkungen auf 
das Schutzgut zu erwarten. 
 
Schutzgut Landschaftsbild 
Das Landschaftsbild im Plangebiet ist bereits durch den vorhandenen Wert-
stoffhof geprägt. Indem dieser nun mit voraussichtlich einem Werkstatt-
/Wohngebäude bebaut wird, kommt es zu keinen gravierenden Veränderun-
gen des Landschaftsbildes. 
Zur Minimierung des Eingriffs in das Landschaftsbild sind im Bebauungsplan 
am Ostrand des Geltungsbereichs der Erhalt der Gehölze, die als Ortsrand-
eingrünung dienen können, festgesetzt. 
Folgende Minimierungsmaßnahmen sind vorgesehen:  
- Festsetzungen für Pflanzbindungen (Erhalt der Gehölze) 
- Empfehlung zur Berankung der Außenfassaden mit Kletterpflanzen. 
 
Schutzgut Mensch 
Die Erholungsfunktion des Landschaftsraumes wird durch die vorliegende 
Planung nicht beeinträchtigt. 
 
Schutzgut Kultur und Sachgüter 
Kultur- und Sachgüter sind im Gebiet nicht vorhanden. 
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Gesamtbewertung 
Aus der Gesamtschau für die einzelnen Schutzgüter ergibt sich für den Planungsbe-
reich eine nicht nennenswerte Beeinträchtigung von Naturhaushalt und Land-
schaftsbild, insbesondere, weil es sich derzeit bereits um eine stark versiegelte Flä-
che handelt, die nicht zusätzlich versiegelt wird. Im Hinblick auf die vorgesehenen 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleiben keine extern auszuglei-
chenden Beeinträchtigungen. 
 
V. Bodenordnende Maßnahmen 
 
Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes und um zweckmäßig gestaltete Grundstü-
cke sowie eine ordnungsgemäße Bebauung zu ermöglichen, ist eine Grenzregelung 
im Baugebiet nicht erforderlich. 
 
VI. Erschließung 
 
Die Erschließung ist durch die bereits bestehende örtliche (Alpenstraße) und überört-
liche (St 2055) Anbindung bereits vorhanden. Kanal- und Wasserleitungen sind in 
der Alpenstraße vorhanden. Die Kanalleitung in der Alpenstraße muss geringfügig 
bis auf Höhe des Mischgebiets verlängert werden. Aufgrund des höher gelegenen 
Kanals ist die Entsorgung des Schmutzwassers nur im Druckspülverfahren möglich. 
Das Regenwasser kann (aufgrund des für Kiesgruben typischen kiesigen Bodens) 
versickert werden. 
Die Stromversorgung ist gesichert durch Anschluss an das Versorgungsnetz der 
Lech-Elektrizitätswerke Augsburg (LEW). 
Die Beseitigung der Abfälle ist sichergestellt durch die Müllabfuhr des Landkreises 
Landsberg a. Lech 
 
 
Apfeldorf; ________ 
 
 
 
Gerhard Schmid,  
Erster Bürgermeister 


